
Wenn sich der Auftrag
nachträglich ändert

Nachträg l i che Änderungen an
einem bere i t s vergebenen öf-
fent l i chen Auft rag s ind zuläs-
s ig. Doch best immte Auft rags-
änderungen müssen gemäß
Vergaberecht im Amtsblat t der
EU veröf fent l i cht werden.
Durch diese öf fent l i che Be-
kanntgabe is t es mögl i ch, den
ursprüngl i chen Auft ragswert
um bis zu 50 Prozent ohne Aus-
schre ibung zu erwei tern.

NÜRNBERG. Änderungen an einem
bereits vergebenen öffentlichen Auf-
trag sind nachträglich zulässig, wenn
ein Wechsel des Auftragnehmers aus
wirtschaftlichen oder technischen
Gründen nicht möglich ist oder mit
erheblichen Schwierigkeiten oder be-
trächtlichen Zusatzkosten verbun-
den wäre. Es können auch Änderun-
gen vorgenommenwerden, wenn un-
vorhersehbare Umstände dies erfor-
derlich machen. Wenn diese Bedin-
gungen erfüllt sind, darf der Wert des
ursprünglichen Auftrags um bis zu 50
Prozent erhöht werden.

Europaweite Bekanntmachung als
zusätzliches Regulativ

Das Vergaberecht verlangt, dass be-
stimmteAuftragsänderungen, die von
der Vergabepflicht befreit sind, im
Amtsblatt der EU veröffentlicht wer-
den (entsprechende Regelungen sie-
he Infokasten). Der Gesetzgeber er-
kennt in Auftragsänderungen ein Ri-
siko und fordert daher eine europa-
weite Bekanntmachung als zusätzli-
ches Regulativ.

Diese schafft Transparenz und
führt zu einer Kontrolle: Nicht bevor-
zugte Unternehmen können bei der
zuständigen Vergabekammer gemäß
Paragraf 135 Gesetz gegen Wettbe-
werbsbeschränkungen (GWB) prü-

fen lassen, ob die bekanntgegebene
Änderung rechtens ist.

Die Bedeutung der Vertragsan-
passung zeigt sich auch darin, dass
rechtswidrige Auftragserweiterungen
eine Kündigung des Vertrags gemäß
Paragraf 133Absatz 1Nummer1GWB
ermöglichen. Es liegt daher im Inter-
esse sowohl des öffentlichen Auftrag-
gebers als auch des Auftragnehmers,
nachträgliche Änderungen an Aufträ-
gen nicht leichtfertig vorzunehmen.

Für die Bekanntmachung ist ein
spezielles Veröffentlichungsformular

des EU-Amtsblatts zu nutzen. Darin
müssen etwa Art und Umfang der Än-
derung sowie die Gründe dafür ange-
geben werden. Handelt es sich um
eine Änderung, die aufgrund unvor-
hersehbarer Umstände erfolgt, müs-
sen diese ausreichend genau und de-
tailliert dargelegt werden, damit
Unternehmen, die an demAuftrag in-
teressiert sind, die Voraussetzungen
für eine rechtliche Änderung nach-
vollziehen können.

Im Gegensatz zur Bekanntma-
chung vergebener Aufträge gibt es für

die Bekanntmachung von Auftrags-
änderungen keine spezifische Frist.
Eine zeitnahe Veröffentlichung nach
der Auftragsänderung entspricht je-
doch nicht nur dem Zweck der Vor-
schrift, sondern auch dem Interesse
öffentlicher Auftraggeber an einer ra-
schen Rechtssicherheit. Durch die
Veröffentlichung wird die übliche
Rechtsschutzfrist von sechs Monaten
nach überwiegender Meinung auf 30
Tage (entsprechend Paragraf 135 Ab-
satz 2 Satz 2 GWB) verkürzt. Eine
Orientierung für eine zeitnahe Veröf-
fentlichung könnte daher eine Frist
von höchstens 30 Tagen sein.

Es ist fraglich, ob die Bekanntma-
chung für die Gültigkeit einer Auf-
tragsänderung erforderlich ist. Wenn
eine wirksame Auftragsänderung kei-
ne Bekanntmachung erfordern wür-
de, könnten öffentliche Auftraggeber
bei zweifelhaften Auftragsänderun-
gen eher zögern, diese zu veröffentli-
chen. Sie könnten darauf hoffen, dass
während der sechsmonatigen Rechts-

schutzfrist kein Unternehmen eine
Nachprüfung beantragt, da es nichts
von der Auftragsänderung erfährt. Ein
solches Verhalten würde jedoch den
Zweck der Vorschrift vereiteln, näm-
lich Transparenz für den Wettbe-
werb zu schaffen und öffentliche Auf-
traggeber zur Vorsicht anzuhalten.

Rechtsprechung sollte die
Sanktionen überprüfen

Andererseits erscheint es wenig plau-
sibel, warum eine nicht veröffentlich-
te Auftragsänderung strenger bestraft
werden sollte als ein nicht bekannt-
gegebener Auftrag, der gegen das EU-
Vergaberecht verstößt und ebenfalls
für bis zu sechs Monate nach Ver-
tragsabschluss nachgeprüft werden
kann. Solange die Rechtsprechung
diese Frage nicht eindeutig geklärt
hat, sollten öffentliche Auftraggeber
solche Auftragsänderungen nicht
„verheimlichen“, sondern sie zeitnah
europaweit bekanntmachen.

Was tun, wenn sich zeigt, dass nachträgliche Änderungen am Auftrag nötig sind? Dies erfordert eine Bekanntmachung der Änderung im EU-Amtsblatt. FOTO: DPA/WESTEND61/LOUIS CHRISTIAN

Expertenbeitrag:
Bekanntgabe

Vergabeverordnung setzt EU-Vorgaben um

Folgende Bestimmungen zu Auftragsän-
derungen sind zu beachten: Die Verga-
beverordnung (VgV) regelt in Paragraf 39
Absatz 5: „Auftragsänderungen gemäß
Paragraf 132 Absatz 2 Nummer 2 und 3
des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe-
schränkungen (GWB) und gemäß Para-

graf 132 Absatz 5 des GWB sind unter Ver-
wendung des Musters gemäß Anhang XVI
der Durchführungsverordnung (EU)
2015/1986 bekanntzumachen.“ Die Ver-
gabe- und Vertragsordnung für Bauleis-
tungen (VOB/A) regelt Entsprechendes in
Paragraf 22 Absatz 5.

Holger Schröder,
Rechtsanwal t , Fachanwal t für Vergabe-
recht , Par tner Rödl & Par tner ,
Nürnberg

Alternative
Antriebe fördern
BERLIN. Die Deutsche Energie-
Agentur (Dena) hat einen Leitfaden
zur Beschaffung von Fahrzeugen mit
alternativen Antrieben veröffentlicht.
Die Umstellung kommunaler Fuhr-
parks und Flotten des öffentlichen
Personennahverkehrs berge große
Chancen, alternative Antriebe zu för-
dern und Emissionen zu senken,
heißt es in dem 24-seitigen Papier.
Dort verweist die Dena auf die Vor-
gaben der Europäischen Union, stu-
fenweise immer mehr Fahrzeuge ein-
zusetzen, die keinen Verbrenner
mehr nutzen. Auftraggeber des
Papiers war das Bundesministerium
für Wirtschaft und Klima.

Der Leitfaden behandelt ver-
schiedene Beschaffungsmodelle wie
Kauf, Leasing und Mietkauf ebenso
wie die rechtlichen Grundlagen für
den Fahrzeugkauf durch öffentliche
Auftraggeber. Außerdem geht er auf
Fragen rund um das Vergabeverfah-
ren ein, etwa zur Leistungsbeschrei-
bung, zur Eignung von Bietern oder
zur Losaufteilung. Größeren Raum
nehmen praktische Hilfestellungen
mit Blick auf die Vorgaben der ge-
setzlichen Regeln ein. So warnen die

Experten beispielsweise vor rein
funktionalen Leistungsbeschreibun-
gen, etwa durch das Festlegen von
Emissionswerten, weil dann für je-
de mögliche Antriebsart eine Viel-
zahl von technischenAngaben in der
Ausschreibung genannt werden
müsste. Infrage komme aber, eine
bestimmte Antriebsart auszuschrei-
ben, die auf die Gegebenheiten vor
Ort abgestimmt ist.

Ein eigenes Kapitel kümmert sich
um die Beschaffung von Fahrzeugen,
die im öffentlichen Personennahver-
kehr (ÖPNV) eingesetzt werden. Hier
stelle sich das Problem, dass bisher
nur ein kleiner Teil der Verkehrs-
unternehmen über Erfahrung darin
verfüge, ÖPNV-Leistungen mit alter-
nativ angetriebenen Fahrzeugen zu
erbringen. Der Leitfaden gibt Hinwei-
se darauf, wie öffentliche Auftragge-
ber Anreize setzen können, dass Bie-
ter Fahrzeugemit alternativen Antrie-
ben einsetzen. (dis)

MEHR ZUM THEMA
Handreichung der DENA unter:
https://kurzelinks.de/dena

Leitlinien für ÖPNV
EU-Kommission schafft Klarheit bei Vergabe von Verkehrsdienstleistungen

BRÜSSEL. Die EU-Kommission hat
Leitlinien aufgestellt, wie Regeln für
die Vergabe von öffentlichen Ver-
kehrsdienstleistungen auf Schiene
und Straße ausgelegt werden sollten.
Die Leitlinien konkretisieren Verga-
beregeln, die im Jahr 2016 neu ge-
fasst wurden. Zentral dabei ist, dass
Direktvergaben ab dem kommenden
Fahrplanwechsel nur noch in be-
stimmten, genau definierten Fällen
möglich sind.

Mit Blick auf die Direktvergabe
betont die EU-Kommission, dass es
die Ausnahme bleiben sollte, dass ein
„interner Betreiber des öffentlichen
Sektors“ Aufträge übernimmt – im
Sinne eines fairen Wettbewerbs. Zu-
sätzlich stellt sie klar, dass geprüft
werden muss, ob Unteraufträge aus-
geschrieben werden können.

Der Verband der privaten Bus-
und Taxibetreiber, IRO, übt Kritik an
den „vagen Formulierungen“. Vor al-
lemstört sichderVerbanddaran, dass
in den Leitlinien die Zahlung von
staatlichen Beihilfen, beispielsweise
für Verkehrs-Zweckverbände in
GmbH-Form, die von Landkreisen
und Städten kontrolliert werden,
nicht ausgeschlossen worden seien.

Ein weiterer Punkt in den Leitli-
nien ist die Frage des Übergangs von
einem alten zu einem neuen Betrei-
ber. In derVergangenheitwar oft strit-
tig gewesen, ob ein öffentlicher Auf-
traggeber einen neuen Betreiber ver-
pflichten kann, vorhandenes Perso-
nal eines bisherigen Betreibers zu
übernehmen. Die Leitlinien machen
es Auftraggebern einfacher, eine sol-

che Pflicht zur Übernahme von Per-
sonal einzufordern. Ein weiterer
Punkt sind die gemeinwirtschaftli-
chen Verpflichtungen für Bieter. Für
die Kommission ist klar, dass ein öf-
fentlicher Auftraggeber Vorgaben zu
Häufigkeit, Qualität, zu tariflichen
Verpflichtungen oder zur Frage, an
welchenHaltepunkten Fahrgäste auf-
zunehmen sind, machen kann. (dis)

Direktvergaben von öffentlichen Verkehren sind ab dem kommenden Fahrplanwechsel
nur noch in bestimmten, gut definierten Fällen möglich. FOTO: DPA/MARKUS MAINKA

Kurz not iert

DB Regio betreibt auch ab
2024 Strecken im Norden

HANNOVER. Die DB Regio bleibt ab
Dezember des kommenden Jahres
Betreiber der Zugstrecken zwischen
Hannover, Bremen, Oldenburg und
Osnabrück. Das hat eine europawei-
te Ausschreibung der Landesnahver-
kehrsgesellschaft Niedersachsen er-
geben. Neu wird sein, dass in den Re-
gionalzügen auf diesen Strecken Sitz-
plätze reserviert werden können. Die
Kapazitäten in den neuen Zügen wer-
denerweitert unddie Funktionsberei-
che für Rollstuhlfahrer, Kinderwagen
und Radfahrer verbessert. (dis)

Ausschreibung für
Kantinenbetreiber erfolglos

BERLIN. Vegetarisch sollten die Ge-
richte sein und zu 100 Prozent aus
ökologischem Landbau – das waren
die Vorgaben für den neuen Betrei-
ber der Kantine im Bundeslandwirt-
schaftsministerium. Die Regeln soll-
ten auch für Veranstaltungen im Mi-
nisterium gelten. Vergeben werden
konnte der Auftrag bisher nicht, denn
auf die Ausschreibung sind Angaben
desMinisteriums zufolge keine Ange-
bote eingegangen. Als Grund werden
komplexe Vorgaben genannt, die Bie-
ter erfüllen müssen. (dis)

Solaranlagen auf Dächern und
Lärmschutzwänden

BONN. Die Gebotsrunde der Bundes-
netzagentur für Solaranlagen auf Dä-
chern und Lärmschutzwänden war
deutlich überzeichnet, teilt die Behör-
de in Bonn mit. Das zu vergebende
Volumen belief sich auf 191 Mega-
watt, eingereicht wurden aber Gebo-
te in einem Umfang von 342 Mega-
watt, davon 27 Megawatt für Anlagen
in Baden-Württemberg. Der Durch-
schnitt des Zuschlagswerts lag bei
10,18 Cent pro Kilowattstunde und
damit 1,7 Cent unter dem festgeleg-
ten Förderhöchstwert. (dis)
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